
ersetzen, wenn die unterhaltsberechtigten Hinterbliebe­
nen nicht in der Lage sind, ihren entsprechenden Un­
terhalt selbst zu verdienen. Das Gericht mußte deshalb 
prüfen, wie sich die Einkommensverhältnisse der Hin­
terbliebenen nach Wegfall des Unterhalts durch den 
Verunglückten im Verhältnis zu der Zeit gestalteten, 
als dieser noch zum Unterhalt der Familie beitragen 
konnte. Nur wenn festgestellt wird, daß der entspre­
chende Unterhalt unter Einbeziehung der Leistungen 
der Sozialversicherung nicht gewährleistet ist, liegt ein 
Schaden vor, den der Betrieb ersetzen muß.

Diese Aufklärungspflicht hat das Gericht verletzt. Hätte 
es geprüft, ob ein Schaden i. S. des § 98 Abs. 2 GBA 
eingetreten ist, dann hätte es erkennen müssen, daß 
bei Berücksichtigung des eigenen Bedarfs des Verun­
glückten die Klägerin jetzt aus eigenem Arbeitsver­
dienst und der Leistung der Sozialversicherung ein hö­
heres Einkommen hat, als ihr Anteil aus dem für den 
gemeinsamen Verbrauch übrigbleibenden Einkommen 
beider Ehepartner vor dem Unfall betrug (wird aus­
geführt).
Das Kreisgericht hat auch bestätigt, daß der Verklagte 
an die Klägerin auf die Dauer von 10 Jahren 50 M 
jährlich für die Grabpflege zahlen soll. Es geht dabei 
von der Auffassung aus, daß der Betrieb auch Mehr­
aufwendungen zu erstatten habe. Das trifft nicht zu. 
§ 98 Abs. 2 GBA bestimmt, daß der Betrieb die Be­
stattungskosten zu tragen hat. Die Kosten für die lau­
fende Grabpflege sind darin nichj/enthalten. Das Ge­
richt verkennt wahrscheinlich, daß §98 GBA in den 
Abs. 1 und 2 unterschiedliche Ansprüche regelt. Wäh­
rend Abs. 1 die Ansprüche des durch einen Arbeits­
unfall oder eine Berufskrankheit geschädigten Werk­
tätigen regelt, sind im Abs. 2 die Ansprüche festgelegt 
worden, die den unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen 
zustehen, wenn der Werktätige infolge eines Arbeits­
unfalls oder einer Berufskrankheit gestorben ist und 
Pflichtverletzungen des Betriebes die Ursachen dafür 
setzten. Die Ansprüche der Hinterbliebenen erstrecken 
sich nur auf den wegfallenden Unterhalt und auf die 
Bestattungskosten. Ansprüche der Hinterbliebenen kön­
nen deshalb nicht aus § 98 Abs. 1 GBA hergeleitet wer­
den. Das Gericht durfte deshalb dtfcse Einigung nicht 
bestätigen.
Das Kreisgericht hat auch die Verpflichtung des Betrie­
bes bestätigt, das in Anrechnung gebrachte Sterbegeld 
in Höhe von 360 M an die Klägerin zurückzuzahlen, 
weil es die Auffassung vertritt, daß diese Leistung der 
Sozialversicherung nicht von § 98 Abs. 3 GBA erfaßt 
wird. Eine Begründung gibt es dafür nicht. Diese Auf­
fassung ist ebenfalls nicht haltbar. Das Sterbegeld der 
Sozialversicherung wird für die mit einem Todesfall 
verbundenen Kosten und Aufwendungen der Hinterblie­
benen gezahlt. Die Auszahlung dieses Sterbegeldes er­
folgt nur nach der Einreichung der Rechnungen an die 
Personen, die die Ausgaben für die Bestattung getra­
gen haben. Da aber der Verklagte diese Bestattungs­
kosten schon getragen hat, ist er nicht nur berechtigt, 
sondern auch verpflichtet, diese Leistungen der Sozial­
versicherung in Anrechnung zu bringen.

Zweifellos gehört zu den Bestattungskosten auch der 
Betrag für den Kauf eines Grabsteines. Dafür sind der 
Klägerin 400 M gezahlt worden. Dieser Betrag ist ge­
rechtfertigt. Die Klägerin hatte schon vor längerer Zeit 
infolge des Todes ihres Vaters einen Grabstein für ein 
Doppelgrab in Auftrag gegeben, wofür sie nach ihren 
eigenen Angaben 450 M aufwenden mußte. Mit der 
Zahlung von 400 M ist der Verklagte seiner Pflicht 
nachgekommen, so daß eine weitere Forderung nicht 
begründet ist.

Familienrecht

§ 20 Abs. 2 FGB; § 9 FVcrrO.
Auch wenn im Wege der einstweiligen Anordnung über 
Unterhalt zu befinden ist, kann über die Begründet­
heit des Anspruchs allein nach den matcriellrechtli- 
chen Bestimmungen des FGB entschieden werden. Da 
das auch für die Höhe und die Dauer der Unterhalts­
gewährung gilt, muß bei Erlaß einer einstweiligen 
Anordnung im Ehercchtsstreit § 20 Abs. 2 FGB Beach­
tung finden.
§ 9 Abs. 1 Satz 2 FVerfO ist deshalb dahin zu verste­
hen, daß — abweichend von sonstigen Familiensachen, 
in denen in der Regel der Eingang des Antrags bei 
Gericht maßgeblich ist — im Verfahren auf Eheschei­
dung ausnahmsweise auch rückwirkend, jedoch höch­
stens ab Klagerhebnng, Unterhalt im Wege der einst­
weiligen Anordnung zugesprochen werden kann. Ob 
jedoch ein Anspruch auf Zahlung von Unterhaltsrück­
ständen bestellt, ist nach den Unterhaltsvorschriften des 
FGB zu beurteilen.

OG, Urt. vom 31. Juli 1969 - 1 ZzF 16 69.

Der Antragsgegner hat am 13. Juni 1967 die Scheidungs­
klage zu Protokoll der Rechtsantragsstelle erklärt. Sie 
wurde der Antragsgegnerin am 26. Juli 1967 zuge­
stellt. Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen. Auf 
die Berufung des Antragsgegners hat das Bezirksgericht 
die Entscheidung erster Instanz abgeändert und die 
Ehe der Parteien geschieden.
Im Rechtsmittelyerfahren hat die Antragsteller^ bean­
tragt, den Antragsgegner durch einstweilige Anordnung 
zu verpflichten, ab 13. Juni 1967 für die Dauer des 
Rechtsstreits für sie und die minderjährigen Kinder 
einen monatlichen Unterhaltsbeitrag von 250 M zu zah­
len, da er seit der Trennung von der Familie (8. Mai 
1967) seinen Verpflichtungen nicht mehr nachkomme. 
Das Bezirksgericht hat diesem Antrag entsprochen. Es 
führt dazu aus, daß der Eherechtsstreit seit dem
13. Juni 1967 anhängig sei. Die Berechtigung des Un­
terhaltsanspruchs ergebe sich aus § 17 FGB.
Gegen den Beschluß des Bezirksgericht richtet sich, 
soweit es die Dauer des zugesprochenen Unterhalts an­
belangt, der Kassationsantrag des Präsidenten des 
Obersten Gerichts.
Der Antrag hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Die einstweilige Anordnung, deren Erlaß nach Inkraft­
treten der FVerfO nicht mehr auf das Eheverfahren 
beschränkt ist, sondern in allen Familiensachen bean­
tragt werden kann (§§ 9, 25 FVerfO), eröffnet die Mög­
lichkeit, Ansprüche der Beteiligten, deren gerichtliche 
Durchsetzung von erheblicher Bedeutung für die künf­
tigen Lebensverhältnisse der Ehegatten sowie der El­
tern und Kinder sein kann, alsbald einer Regelung für 
die Dauer des Rechtsstreits zuzuführen, wobei für die 
Durchsetzung im Wege der Vollstreckung dementspre­
chende Besonderheiten gelten (vgl. hierzu auch OG, 
Urteile vom 24. Februar 1961 — 1 Zz 4/61 — NJ 1961
S. 795 und vom 19. März 1964 — 1 ZzF 6/64 — NJ 1965
S. 93 — sowie § 36 Abs. 2 FVerfO). Im Scheidungsver­
fahren kommt hinzu — worauf im Kassationsantrag zu­
treffend hingewiesen wurde —, daß für die Zeit bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung darüber, ob die Vor­
aussetzungen für eine Lösung der Ehe vorliegen, damit 
im Zusammenhang stehende weitere familienrechtliche 
Streitigkeiten geklärt und entschieden werden können, 
ohne daß es hierzu der Führung eines zusätzlichen Pro­
zesses bedarf.
Die der FVerfO vorangegangenen Vorschriften über den 
Erlaß einstweiliger Anordnungen enthielten keine aus­
drückliche Bestimmung darüber, von welchem Zeit-
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